
 

BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 5 R 242/08 B 
 
L 5 RJ 85/04 ZVW (Sächsisches LSG) 
S 11 RJ 20/96 (SG Leipzig) 
 
 
 
 
……………………………………………………., 
 
 

Kläger, Antragsteller und  
Beschwerdeführer, 

 
Prozessbevollmächtigte:   ……………………………, 

 
 
 
 
 

 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Mitteldeutschland, 
Georg-Schumann-Straße 146, 04159 Leipzig, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 9. Oktober 2008 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  D r e h e r ,   den Richter   Dr.  N e u h a u s 

und die Richterin   Dr.  G ü n n i k e r  

beschlossen: 

 

Der Antrag des Klägers, ihm für das Verfahren der Beschwerde gegen die Nicht-

zulassung der Revision im Urteil des Sächsischen Landessozialgerichts vom 1. April 

2008 Prozesskostenhilfe zu bewilligen und Rechtsanwalt Dr.         B.               beizu-

ordnen, wird abgelehnt. 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im vorgenannten 

Urteil wird als unzulässig verworfen. 
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Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu erstatten. 

 

 

G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 1.4.2008 hat das Sächsische Landessozialgericht (LSG) einen Anspruch des 

Klägers auf Gewährung von Rente wegen Erwerbsunfähigkeit, hilfsweise Berufsunfähigkeit ver-

neint.  

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat der Kläger Beschwerde beim 

Bundessozialgericht (BSG) eingelegt. Er beruft sich auf Divergenz iS von § 160 Abs 2 Nr 2 

Sozialgerichtsgesetz (SGG) und das Vorliegen von Verfahrensmängeln iS von § 160 Abs 2 Nr 3 

SGG. Für die Durchführung des Beschwerdeverfahrens hat der Kläger die Bewilligung von 

Prozesskostenhilfe unter Beiordnung von Rechtsanwalt Dr.        B.            beantragt. 

 

Der Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe ist abzulehnen. 

 

Voraussetzung für die Bewilligung von Prozesskostenhilfe und die damit verbundene Bei-

ordnung eines Rechtsanwalts ist gemäß § 73a Abs 1 Satz 1 SGG iVm § 114 Zivilprozess-

ordnung, dass die beabsichtigte Rechtsverfolgung hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet. Dies 

ist nicht der Fall. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulässig. Die Begründung genügt nicht den gesetzlichen 

Anforderungen, da die geltend gemachten Zulassungsgründe nicht ordnungsgemäß dargetan 

worden sind (vgl § 160a Abs 2 Satz 3 SGG). 

 

Divergenz iS von § 160 Abs 2 Nr 2 SGG liegt vor, wenn die tragenden abstrakten Rechtssätze, 

die zwei Entscheidungen zugrunde gelegt worden sind, nicht übereinstimmen. Sie kommt nur 

dann in Betracht, wenn das LSG einen tragenden abstrakten Rechtssatz in Abweichung von 

einem vorhandenen abstrakten Rechtssatz des BSG, des Gemeinsamen Senats der obersten 

Gerichtshöfe des Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts aufgestellt hat. Eine 

Abweichung liegt folglich nicht schon dann vor, wenn die Entscheidung des LSG nicht den 

Kriterien entspricht, die das BSG aufgestellt hat, sondern erst, wenn das LSG diesen Kriterien 

widersprochen, also andere rechtliche Maßstäbe entwickelt hat. Nicht die Unrichtigkeit der Ent-

scheidung im Einzelfall, sondern die Nichtübereinstimmung im Grundsätzlichen begründet die 

Zulassung der Revision wegen Abweichung. Darüber hinaus verlangt der Zulassungsgrund der 

Divergenz, dass das angefochtene Urteil auf der Abweichung beruht. Bezogen auf die Dar-

legungspflicht bedeutet das vorstehend Gesagte, dass die Beschwerdebegründung erkennen 

lassen muss, welcher abstrakte Rechtssatz in der höchstrichterlichen Entscheidung enthalten 

ist und welcher im Urteil des LSG enthaltene Rechtssatz dazu in Widerspruch steht; ferner 
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muss aufgezeigt werden, dass auch das Revisionsgericht die oberstgerichtliche Recht-

sprechung in einem künftigen Revisionsverfahren seiner Entscheidung zugrunde zu legen 

haben wird (zum Ganzen vgl BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 72 mwN). Diesen Darlegungs-

erfordernissen wird die Beschwerdebegründung nicht gerecht. 

 

Der Kläger hat bereits keinen tragenden abstrakten Rechtssatz des LSG herausgestellt, mit 

dem dieses der Rechtsprechung des BSG widersprochen habe. Er macht geltend, das 

Berufungsgericht verletze die in der Entscheidung des BSG vom 5.4.2001 (B 13 RJ 23/00 R 

- SozR 3-2600 § 43 Nr 25) aufgestellten Grundsätze, wenn es in der Berufsbezeichnung 

"Pförtner in Verwaltungsgebäuden" einen "Sammelbegriff" sehe, hinter dem sich eine Vielzahl 

von Berufsbildern verberge, aber gleichzeitig die Klärung unterlasse, ob eine und ggf welche 

der von dem Sammelbegriff erfassten Tätigkeiten für den Versicherten konkret in Betracht 

komme. Mit diesem Vorbringen ist eine Divergenz nicht dargelegt. Missversteht das 

Berufungsgericht einen höchstrichterlichen Rechtssatz und wendet deshalb das Recht 

fehlerhaft an, kann daraus nicht geschlossen werden, es habe einen divergierenden Rechtssatz 

aufgestellt. Die Bezeichnung einer Abweichung iS von § 160 Abs 2 Nr 2 SGG setzt vielmehr die 

Darlegung voraus, dass das LSG die höchstrichterliche Rechtsprechung im angefochtenen 

Urteil in Frage stellt, was nicht der Fall ist, wenn es eine höchstrichterliche Entscheidung in ihrer 

Tragweite für den entschiedenen Fall verkannt haben sollte (BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 

S 73 mwN). 

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel vorliege, 

auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG), so müssen 

bei der Bezeichnung des Verfahrensmangels (§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG) zunächst die den Ver-

fahrensmangel (vermeintlich) begründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden. Darüber 

hinaus ist die Darlegung erforderlich, dass und warum die Entscheidung des LSG ausgehend 

von dessen materieller Rechtsansicht auf dem Mangel beruhen kann, dass also die Möglichkeit 

einer Beeinflussung des Urteils besteht. Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbsatz 2 SGG kann der 

geltend gemachte Verfahrensmangel auf eine Verletzung des § 103 SGG (Amtsermittlungs-

pflicht) nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne 

hinreichende Begründung nicht gefolgt ist.  

 

Der Kläger, der eine Verletzung des § 103 SGG in mehrfacher Hinsicht geltend macht, hat mit 

seiner Beschwerdebegründung schon keinen Beweisantrag aufgezeigt, den das LSG über-

gangen haben könnte. Mit seinen Ausführungen rügt er im Wesentlichen, dass das LSG auf-

grund der vorliegenden berufskundlichen und medizinischen Unterlagen nicht zu einer für ihn 

nachteiligen Entscheidung hätte kommen dürfen. Damit kritisiert er im Kern die Beweis-

würdigung durch das LSG und wendet sich gegen die Richtigkeit des Berufungsurteils, worauf 

nach dem eindeutigen Wortlaut des § 160 Abs 2 Nr 3 SGG eine Nichtzulassungsbeschwerde 

nicht gestützt werden kann.  
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Der Kläger rügt ferner sinngemäß eine Verletzung des § 170 Abs 5 SGG. Hierzu trägt er vor, 

das BSG habe im Beschluss vom 10.12.2003 ausgeführt, dass eine Gesamtbeurteilung seines 

positiven und negativen Leistungsprofils durch einen Sachverständigen erfolgen müsse. Das 

LSG habe eine solche Gesamteinschätzung jedoch nicht in Auftrag gegeben. Die Begutachtung 

durch den Sachverständigen Dr. N.           sei entgegen der Auffassung des Berufungsgerichts 

keine Gesamtfeststellung, wie sie das BSG gefordert habe. Mit diesem Vorbringen ist ein Ver-

stoß gegen § 170 Abs 5 SGG nicht hinreichend dargetan. Aus der Beschwerdebegründung 

ergibt sich vielmehr, dass das LSG den Sachverständigen Dr. N.               beauftragt hat, eine 

Gesamtbeurteilung des klägerischen Leistungsvermögens zu erstellen. Dass diese Beweis-

anordnung den Vorgaben des BSG nicht entspricht, hat der Kläger nicht substantiiert 

aufgezeigt. 

 

Die nicht formgerecht begründete Beschwerde ist gemäß § 160a Abs 4 Satz 1 Halbsatz 2 iVm 

§ 169 SGG ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter zu verwerfen. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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